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Die Zahl der überschuldeten Haushalte in Deutschland liegt seit 
einigen Jahren auf einem konstant hohen Niveau. Gegenwärtig 
sind etwa 6,85 Millionen erwachsene Menschen überschuldet.1

Von Überschuldung wird gesprochen, sobald ein(e) Schuld-
ner(in) nicht mehr über genügend Liquidität verfügt, um fällige 
Zahlungsaufforderungen zu begleichen. Die finanzielle Notlage 
gerät zu einem kritischen Lebensereignis.

Überschuldung tritt im Wesentlichen infolge von Ereignissen 
wie Arbeitslosigkeit, Trennung und Scheidung oder Krankheit 
auf.2 Niedrigeinkommen spielen als Faktor eine wachsende Rolle. 
Zum statistischen Ansteigen der Überschuldung in Deutschland 
trägt bei, das bestätigen die Erfahrungsberichte aus den Bera-
tungsstellen der Caritas, dass es inzwischen gesellschaftliche Nor-
malität ist, sich nicht nur bei „langfristigen Investitionen“ wie zum 
Beispiel einem Wohnungskauf, sondern auch für den Erwerb von 
alltäglichen Konsumgütern wie Smartphone oder Möbeln zu ver-
schulden. Kreditaufnahme wird etwa durch Ratenzahlung oder 
Überziehungskredite leichtgemacht.

Vielen Menschen, die sich hoch verschuldet haben, gelingt es 
ohne professionelle Hilfe nicht, ihre Schwierigkeiten zu bewälti-
gen. Sie sind auf fachkundige Unterstützung angewiesen, die ide-
alerweise durch ein auf ganzheitliche Hilfe ausgerichtetes Bera-
tungsangebot der Sozialen Arbeit geleistet wird. So können alle 
relevanten ökonomischen, rechtlichen und psychosozialen Fakto-
ren in den Blick genommen werden, um die wirtschaftliche und 
soziale Lebenssituation zu stabilisieren. Diese Hilfe wird von den 
gemeinnützigen Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen der 
Kommunen und Verbände angeboten.

Seit Jahren ist das gemeinnützige Angebot der Kommunen, 
Wohlfahrts- und Verbraucherverbände bei weitem nicht bedarfs-
deckend. Im Jahr 2016 konnte bundesweit nur etwa ein Zehntel 
der überschuldeten Personen in Schuldnerberatungsstellen bera-
ten werden.3 Bei vielen Beratungsstellen bestehen lange Warte-
zeiten.4 Zugangsbeschränkungen verschärfen das Problem unge-
nügender Erreichbarkeit qualifizierter Beratung für viele 

Menschen. Schuldnerberatung, sofern sie nicht der Vorbereitung 
eines Verbraucherinsolvenzverfahrens dient, wird bisher nur für 
ALG-II-Bezieher(innen) im Rahmen des SGB II verpflichtend 
refinanziert. Darüber hinaus finanzieren die Kommunen die Bera-
tung für weitere Personenkreise im Rahmen des SGB XII sehr 
unterschiedlich und nur als freiwillige Leistung zur Daseinsfür-
sorge. Das Bundessozialgericht hat im Jahr 2010 dazu entschie-
den, dass Menschen, die keine (ergänzenden) Leistungen nach 
dem SGB II erhalten, die Kosten für ihre Schuldnerberatung selbst 
tragen müssen.5

Die Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände 
(AG SBV) hat im Jahr 2013 bei den angeschlossenen Schuldner-
beratungsstellen erhoben, welche Personenkreise sie beraten 
haben und über welche Einkommensquellen diese verfügten.6 

Mehr als die Hälfte der Beratungsstellen gab an, dass sie für 
bestimmte Zielgruppen faktisch keine Beratung anbieten  
konnten. Neben den Erwerbstätigen betraf dies vor allem Rent-
ner(innen) sowie ALG-I-Bezieher(innen) und (kleine) Selbst- 
ständige.

Bewertung
Es ist nicht sachgerecht, Personen, die nicht leistungsberechtigt 
im Sinne des SGB II oder SGB XII sind, auf die Angebote gewerb-
licher Schuldenregulierer und der Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte zu verweisen und ihnen ein offenes Beratungsangebot der 
Kommune oder der Verbände vorzuenthalten. Für die gewerbli-
che Beratung oder die Beratung durch Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte fallen regelmäßig Kosten an, die von überschulde-
ten Geringverdiener(inne)n, Kleinselbstständigen, Rentner(inne)n 
und ALG-I-Bezieher(inne)n kaum aufgebracht werden können. 
Häufig sind diese Kosten im Vorhinein zu entrichten. Durch über-
teuerte Umschuldungen wird die Situation der Überschuldeten 
nicht selten sogar noch verschlimmert. Altersarmut und Arbeits-
losigkeit wegen Lohnpfändungen bis hin zu Krankheit als Auswir-
kung der mit den Schulden verbundenen psychischen Belastun-

DCV-Position: Rechtsanspruch auf 
Schuldnerberatung
Der Deutsche Caritasverband schlägt vor, einen verbindlichen Rechtsanspruch auf 
Schuldnerberatung gesetzlich zu verankern.
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gen sind mögliche Folgen fehlender oder aus Kostengründen 
nicht in Anspruch genommener Beratung.

Der Deutsche Caritasverband vertritt die Position, dass alle 
Personen in finanziellen Notsituationen Zugang zu einem quali-
fizierten Schuldnerberatungsangebot erhalten müssen. Fachkun-
dige professionelle Hilfe ist eine wesentliche Voraussetzung, 
damit wirtschaftliche und soziale Stabilisierung gelingen kann. 
Gegebenenfalls kann auf diese Weise auch drohender Sozialleis-
tungsbezug vermieden werden. Schuldnerberatung ist eine Auf-
gabe der Daseinsvorsorge und setzt das Sozialstaatsgebot nach 
Artikel 20 Absatz 1 und Art. 28 Grundgesetz (GG) um. Sie ist 
öffentlich zu gewährleisten. Die Beratung hat einen gesamtgesell-
schaftlichen Nutzen.7 

Es darf nicht von der Finanzstärke und der sozialpolitischen 
Prioritätensetzung der Kommunen und der in der Region tätigen 
Verbände abhängen, ob Überschuldeten ein solches Beratungs
angebot zugänglich gemacht wird.

Lösungsvorschlag
Aus Sicht des Deutschen Caritasverbandes ist ein individueller 
Rechtsanspruch die grundlegende Voraussetzung, um den nied-
rigschwelligen, flächendeckenden Zugang zu einer solchen Bera-
tungsleistung zu sichern.

Der Deutsche Caritasverband schlägt daher vor, einen ver-
bindlichen Rechtsanspruch auf Schuldnerberatung gesetzlich zu 
verankern. Dazu sollte das 8. Kapitel des SGB XII wie folgt ergänzt 
werden:

8. Kapitel: Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierig-
keiten und bei Überschuldung

§ 68 a (neu) SGB XII Hilfe bei Überschuldung

(1) �Überschuldeten und von Überschuldung bedrohten Personen ist 
ungeachtet einer sonstigen Leistungsberechtigung nach diesem 
Gesetzbuch weitere persönliche Hilfe zu gewähren.

(2)	�Zur Hilfe gehören insbesondere Maßnahmen des Schuldner-
schutzes und der Entschuldung sowie Beratung zur Vermeidung 
weiterer Überschuldung.
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